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Aktuelle Beiträge 

zum Architekten-, privaten Bau-, Wohnungseigen-

tumsrecht -, und Vergaberecht 

 
 

 

 

 

Architektenrecht 
 
 

Prüfbarkeit – sachliche Richtigkeit 

– Fälligkeit? 
BGH, Beschluss vom 15.01.2025 – VII ZR 

9/23 

 

 

Nach erbrachten Planungsleistungen 

stellt der Architekt seine  

Schlussrechnung, deren fehlende 

Prüfbarkeit der Bauherr vier Wochen 

später rügt. Der Architekt klagt seinen 

vermeintlichen Honoraranspruch ein. 

 

Das OLG Frankfurt, bestätigt durch 

den BGH erachtet den  

Honoraranspruch als nicht fällig (§ 15 

HOAI 2009 – gilt auch nach HOAI 

2021). Der Bauherr hatte rechtzeitig 

und zurecht die fehlende Prüfbarkeit 

der Schlussrechnung gerügt. Die 

Schlussrechnung entsprach nicht der, 

auf das Vertragsverhältnis der  

Parteien anwendbaren HOAI, da der 

Architekt die anrechenbaren Kosten 

auf Basis der Kostenfeststellung zu-

grunde gelegt hat. Dementsprechend 

ist die Ermittlung der anrechenbaren 

Kosten nicht prüfbar (und sachlich 

falsch). Auf deren sachliche  

Richtigkeit kam es jedoch infolge gar 

nicht mehr an. 

 

Mangels Prüfbarkeit ist der  

Honoraranspruch bereits nicht fällig. 

 

In der Praxis ist zwischen Prüfbarkeit 

und sachlicher Richtigkeit zu  

differenzieren. Ist die Rechnung nicht 

prüfbar und rügt der Auftraggeber die 

fehlende Prüfbarkeit rechtzeitig (bei 

Verträgen, die nach dem 31.12.2017 

geschlossen wurden) binnen 30  

Kalendertagen ab Zugang der 

Schlussrechnung – bei Altverträgen 

nahm der BGH mangels gesetzlicher 

Regelung, eine Rügefrist von zwei 

Monaten an wird der  

Honoraranspruch nicht fällig. Eine 

gerichtliche Überprüfung in der  

Sache selbst, d.h. zur Höhe des  

Honoraranspruchs unterbleibt. Eine 

entsprechende Honorarklage ist als 

„derzeit unbegründet“ abzuweisen. 

 

Ist die Honorarrechnung hingegen nur 

sachlich falsch, wäre der Anspruch 

nicht schlüssig vorgetragen und die 

Honorarklage ist endgültig –  

zumindest in der „falschen Höhe“ ab-

zuweisen. Aus der sachlichen  

Unrichtigkeit kann nicht auf eine  

fehlende Prüfbarkeit – und umgekehrt 

– geschlossen werden. (Dr. B) 

  



RECHTSANWÄLTE PROF. DR. RAUCH & PARTNER / 

GESELLSCHAFT FÜR FORTBILDUNG IM BAU- UND ARCHITEKTENRECHT 

 

 
Hoppestraße 7, 93049 Regensburg 

Telefon 0941 / 2 97 34-0, Telefax: 0941 / 2 97 34-11 

r@prof-rauch-baurecht.de 

 
2 

 
 

Entscheidung fiktive Mängelbesei-

tigungskosten – kann in dieser 

Höhe gemindert werden? 
OLG Stuttgart, Urteil vom 18.03.2025 – 10 U 

107/24 

 

 

Die Rechtsprechung des BGH (seit 

2018) hat den Grundsatz der  

Unzulässigkeit der Bemessung des in 

einem Werk liegenden Schadens nach 

den fiktiven Mängelbeseitigungskos-

ten formuliert. Ein Auftraggeber, der 

die mangelhafte Werkleistung nicht 

nachbessern, sondern durch eine  

völlig andere Werkleistung ersetzen 

will, hat Schwierigkeiten, seinen 

Schaden zu beziffern. Der Vorschuss-

anspruch hilft ihm nur dann, wenn er 

tatsächlich sich zur Mängelbeseiti-

gung entschließt, da er diesen  

Vorschussanspruch abrechnen muss. 

 

In Ausnahmefällen/Einzelfällen lässt 

der BGH jedoch eine Abrechnung 

nach fiktiven Mängelbeseitigungs-

kosten zu, sofern keine Überkompen-

sation eintritt (vgl. BGH Beschluss 

vom 08.10.2020 VII ARZ 1/20). Das 

ist dann der Fall, wenn der Besteller 

zwar nicht den Mangel des Werks  

beseitigt, aber stattdessen ein anderes 

Werk errichten lässt. Entstehen ihm 

für das andere Werk zumindest  

Kosten in Höhe einer Mängelbeseiti-

gung des ursprünglichen Werks, tritt 

durch die Orientierung der  

Minderung an fiktiven Mängelbesei-

tigungskosten keine Überkompensa-

tion ein. 

 

So war die Sachlage bei der  

Entscheidung des OLG Stuttgart. Hier 

war die vom Architekten erstellte  

Planung in Teilbereichen fehlerhaft. 

Eine entsprechende Änderung machte 

der Architekt von einer weiteren  

Vergütung abhängig. Darauf kündigte 

der Bauherr den Vertrag aus  

wichtigem Grund und beauftragte  

einen anderen Architekten mit ent-

sprechenden Planungsleistungen. 

Hier konnte sich der Bauherr  

erfolgreich auf die Minderung wegen 

mangelhafter Planung in Höhe der 

„neuen“ Architektenrechnung  

berufen. Da diese Vergütung über 

dem angesetzten Minderungsbetrag 

liegt, war das Verbot der  

Überkompensation nicht tangiert. 

(Dr. B) 

 

 

Privates Baurecht 
 
 

Vertragsstrafe trotz erfolgtem 

Rücktritt 
BGH, Urteil vom 22.05.2025 - VII ZR 129/24 

 

 

Die Parteien schlossen am 18.10.2018 

einen notariellen Kaufvertrag über ein 

bebautes Grundstück mit  

Bauverpflichtung. Im Vertrag war  

geregelt, die Fertigstellung des  

Kaufgegenstandes hat bis spätestens 

17.10.2020 zu erfolgen (Fertigstel-

lungstermin). Weiter war zwischen 

den Parteien eine Vertragsstrafenre-

gelung vereinbart. Kann demnach der 

Verkäufer den Fertigstellungstermin 

aus Gründen, die er zu vertreten hat, 

nicht einhalten, schuldet er dem  

Käufer eine Vertragsstrafe in Höhe 

von 1.276,75 € pro Werktag, maximal 

jedoch 5 % des Kaufpreises. Da das 

Bauvorhaben nicht abnahmereif  

fertiggestellt wurde, hat der Käufer 

den Vertrag mit Schreiben vom 

14.12.2022 gekündigt. Gleichzeitig 
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macht der Käufer eine Vertragsstrafe 

geltend. 

 

Tritt ein Besteller aufgrund eines ihm 

in einem Bauvertrag vertraglich  

eingeräumten Rücktrittsrechts wegen 

nicht termingerechter Fertigstellung 

eines abnahmereifen Bauwerks von 

dem Vertrag zurück, erlischt nach 

Auffassung des BGH hierdurch nicht 

der Anspruch auf Zahlung einer  

vereinbarten und bereits verwirkten 

Vertragsstrafe wegen des Verzugs des 

Unternehmers mit der Fertigstellung, 

sofern die Parteien nichts  

Abweichendes vereinbart haben. (SP) 

 
 

Wohnungseigentumsrecht 

 
 

Anforderungen an die Vorbefas-

sung vor Beschlussersetzungsklage 

und Mauerdurchbruch ist nicht 

zwingend eine Beeinträchtigung 
BGH Urteil vom 14.02.2025 V ZR 86/24 

 

 

Problemstellung:  

 

Will ein Eigentümer mit einer  

Beschlussersetzungsklage einen Be-

schluss ersetzen, wonach ihm  

gestattet wird eine bauliche  

Veränderung vorzunehmen, so muss 

dieser zuvor der Wohnungseigentü-

mergemeinschaft die Möglichkeit  

geben hierüber zu beschließen. 

 

Von den Gerichten wurde  

unterschiedlich beurteilt, in welchem 

Umfang der beabsichtigte Beschluss 

präsentiert und mit welchen  

Hintergrundinformationen die Woh-

nungseigentümergemeinschaft ver-

sorgt werden muss, um eine solche 

notwendige Vorbefassung anzuneh-

men. 

 

In dem konkret zu entscheidenden 

Fall hat der Wohnungseigentümer  

begehrt, eine Montage von 4  

Wohnraumentlüftungen mit außen-

seitig sichtbaren, farblich angepassten 

Abdeckungen und die hierzu  

erforderlichen Fassadenbohrungen 

unter Einhaltung des KfW-Standards 

zu gestatten. Der Anspruch wurde auf 

§ 20 Abs. 3 WEG gestützt, wonach 

ein Wohnungseigentümer bauliche 

Veränderungen verlangen kann, wenn 

alle Wohnungseigentümer zustim-

men, deren Rechte durch die bauliche 

Veränderung über das bei einem  

geordneten Zusammenleben unver-

meidliche Maß hinaus beeinträchtigt 

werden. 

 

Die Wohnungseigentümer haben den 

Beschluss abgelehnt. 

 

Die Beschlussersetzungsklage hatte 

in letzter Instanz Erfolg. Eine  

Vorbefassung war auch dann schon 

gegeben, wenn nicht alle  

Informationen mit dem Beschlussan-

trag der Wohnungseigentümerge-

meinschaft übergeben worden sind 

und letztendlich die Maßnahme, keine 

Beeinträchtigung darstellt. Dabei 

wurde festgehalten, dass ein Mauer-

durchbruch, selbst durch eine  

tragende Wand, nicht per se eine  

solche Beeinträchtigung darstellt. 

 

Fazit:  

 

Diese Entscheidung stellt eine  

erhebliche Erleichterung zur  

Durchsetzung derartiger Ansprüche 

dar. In der Vergangenheit wurden 

Klagen oftmals nicht inhaltlich  

bearbeitet, sondern bereits aus  
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formellen Gründen abgewiesen.  

Dabei blieb oftmals unklar, wie exakt 

die Vorbefassung erfolgen musste, 

um ein Rechtsschutzbedürfnis für die 

Klage zu begründen. (WS) 

 
 

Vergaberecht 
 

 

Nachforderung und Aufklärungen 

sind zwei Paar Schuhe 
SVK Berlin, Beschluss vom 28.04.2025 – 

VK B 1-73/24 

 

 

Die VK Berlin befasst sich in ihrer 

Entscheidung mit dem wiederkehren-

den Spannungsfeld zwischen  

Nachforderung und Aufklärung.  

Dabei arbeitet sie die Unterschiede 

zwischen der Nachforderung und der 

inhaltlichen Aufklärung eines  

Angebots heraus.  

 

Zwischen der Nachforderung nach  

§ 56 VgV und der Aufklärung des  

Angebotsinhalts ist streng zu  

unterscheiden. Eine Nachforderung 

von Unterlagen ist nur im Rahmen der 

Grenzen des § 56 Abs. 2 und Abs. 3 

VgV zulässig. Danach ist die Nach-

reichung von Unterlagen nur für leis-

tungsbezogene Unterlagen, die nicht 

die Wirtschaftlichkeitsbewertung  

betreffen und unternehmensbezogene 

Unterlagen zulässig. Die Korrektur 

fehlerhaften Unterlagen ich nach § 56 

Abs. 2 VgV nur für unternehmensbe-

zogene Unterlagen zulässig. Die  

Korrektur von wertungsrelevanten 

Unterlagen ist hingegen ausgeschlos-

sen, soweit es nicht um  

offensichtliche Fehler geht. Ist die 

Nachforderung bereits als solche 

rechtswidrig und hätte gar nicht  

erfolgen dürfen, können aus den 

nachgeforderten Unterlagen keine  

negativen Rechtsfolgen für den Bieter 

gezogen werden, wie z. B. ein  

Ausschluss des Angebots.  

 

Die Aufklärung nach § 15 Abs. 5 

VgV wiederum erlaubt keine  

Änderung des Angebots, also keine 

Nachreichung von Unterlagen und 

auch weder die Anforderung  

fehlender Bestandteile des Angebots 

noch die Korrektur von Angebotsun-

terlagen. Die Aufklärung ist nur  

zulässig, soweit die Angaben für die 

ordnungsgemäße Prüfung des  

Angebots benötigt werden. Sowohl 

im offenen als auch im nichtoffenen 

Verfahren gilt daher das Verbot von 

Nachverhandlungen. Solche sind  

ausschließlich im Verhandlungsver-

fahren zulässig. 

 

Die Angebotsaufklärung dient der 

Klärung des Angebotsinhalts, wenn 

nach rechnerischer, technischer und 

wirtschaftlicher Prüfung noch  

Zweifelsfragen bezüglich des  

Angebotsinhalts bestehen. Dies setzt 

zunächst eine Auslegung des  

Angebotsinhalts voraus. Nur wenn 

nach einer Auslegung noch  

Unklarheiten bestehen, kann  

überhaupt eine Aufklärung erfolgen. 

Das Aufklärungsgesuch muss eine 

konkrete Aufforderung zur Klärung 

einer tatsächlich bestehenden  

Unklarheit enthalten. Die zu prüfende 

Unklarheit ist vom öffentlichen  

Auftraggeber im Aufklärungsgesuch 

zu benennen.  
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Die Aufklärung ist demnach bereits 

unzulässig, wenn nach Auslegung 

keine Unklarheiten bestehen und 

wenn die formalen Anforderungen an 

das Aufklärungsgesuch nicht erfüllt 

werden.  

 

Praxistipp:  

 

Bei Aufklärungs- und Nachforde-

rungsgesuchen ist stets auf eine prä-

zise Formulierung zu achten. Dabei 

sind Aufklärung und  

Nachforderung klar voneinander zu 

unterscheiden und jeweils  

ausdrücklich als solche zu benennen. 

Eine Vermischung beider Begriffe 

kann zur Unzulässigkeit der  

Anforderung führen und birgt das  

Risiko, dass sowohl die Nachforde-

rung als auch die Aufklärung  

vergaberechtswidrig sind. (IF) 

 
 

Bewertung qualitativer Zuschlags-

kriterien  
Bayerisches Oberstes Landesgericht,  

Beschluss vom 7. Mai 2025 – Verg 8/24 e –, 

juris 

 

 

Dem Auftraggeber steht bei der  

Bewertung und Benotung von  

Angeboten grundsätzlich ein  

Beurteilungsspielraum zu. Das 

BayObLG betont jedoch, dass dieser 

Spielraum durch die Gebote der 

Transparenz und der Gleichbehand-

lung begrenzt ist. Bewertungsent-

scheidung muss stets überprüfbar 

sein, insbesondere dahingehend, ob 

die jeweiligen Noten im Querver-

gleich plausibel vergeben wurden.  

 

Der Auftraggeber (AG) hatte im  

offenen Verfahren die Erbringung 

von Beschaffungsdienstleistungen im 

Gesundheitswesen ausgeschrieben. 

Die Zuschlagsentscheidung sollte zu 

30 % auf dem Preis und zu 70 % auf 

der Servicequalität basieren. Die 

Vergabeunterlagen enthielten eine  

detaillierte Wertungsmatrix, mit den 

einzelnen Bewertungskriterien, deren 

Gewichtung sowie die jeweils  

maximal erreichbaren Punktzahlen. 

Von den Bietern waren insgesamt  

sieben Konzepte einzureichen, die 

teils weiter untergliedert sind. Diese 

betreffen die Themen: „Rückvergü-

tung“, „Betreuung und Dienstleis-

tung“, „Digitalisierung“, „innovative 

Produkte“, „Netzwerk und Weiterbil-

dungsangebote“, „Lieferengpassma-

nagement“ sowie „Umstellungspro-

zess“. 

 

Auf Antrag des unterlegenen Bieters 

(A) entschied das BayObLG nun, 

dass die Bewertung zu wiederholen 

ist, da der AG den ihm zustehenden 

Beurteilungsspielraum bei der  

Wertung der Konzepte überschritten 

hat.  

 

Zum einen zeigte sich, dass Aspekte 

in die Bewertung eingeflossen waren, 

die den Bietern im Vorfeld nicht  

bekanntgegeben worden waren. 

 

Zum anderen waren die  

maßgeblichen Gründe für die  

Zuschlagserteilung unzureichend  

dokumentiert worden, sodass nicht 

nachvollziehbar war, welche  

qualitativen Merkmale mit welchem 

Gewicht in die Bewertung einflossen.  

 

Zwar ist kein ausdrücklicher  

Bieter-Vergleich erforderlich, doch 

fehlte es gegenständlich teils an  

nachvollziehbaren Begründungen – 

etwa warum dem Konzept des  

unterlegenen Bieters A trotz positiver 

Bewertungstendenzen Tiefe oder 
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Spezialisierung abgesprochen wurde 

oder weshalb es gegenüber dem  

bezuschlagten Bieter B schlechter  

abschneidet, ohne dass ein konkreter 

Mehrwert von B ersichtlich ist.  

 

Wie diese Entscheidung verdeutlicht, 

ist daher unerlässlich die Bewertung 

von qualitativen Zuschlagskriterien 

im Einzelnen plausibel zu begründen 

und diese Begründung für die  

Nachprüfungsinstanz nachvollzieh-

bar zu dokumentieren. (SD) 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Regensburg / Passau  

Im Juni 2025 


